
1557 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

22. 4. 1975 

Regierungsvor lage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1975, 
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
geändert wird (22. Vertragsbediensteten­

gesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbediens1)etengesetz 1948, BGBI. 
Nr. 86, zuletzt Igeändert durch das Bundesgesetz 
BGB1. Nr. 319/1973, wird wie folgt geärudert: 

1. § 2 erhält folgende Fa.ssung: 

,,§ 2 K 0 1 lek t i v ver t r ä g 'e 

(I) Werden Gruppen von Vertragsbediensteten 
nach § 1 Abs. 5 durch Veror:dnung ,der Bundes­
regierung von der Anwendung ,dieses Bundes­
gesetzes ausgenommen, so bleiben die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes oder der im § 1 
Abs. 4 bezeichneten Dienstordnungen bi,s zu dem 
Tage rechtsverbin'dlich, 'an ,'dem für sie ein Kol­
lI.ektivvertrag oder eine Satzung ,im Sinne des 
Arbeitsverflassungsgesetzes,BGBI. ,N r. 22/1974, 
rechtswirksam wird. 

(2) Vlerden Gruppen VoOn Venragsbediensteten 
nach § 1 Ahs. 5 durch Verordnung ,der Bundes­
regierung der Anwendung ,dieses ,Bundesgesetzes 
,unterstellt, so erlöschen die Rechtswirkungen 
eines für sie geltenden oder nach § 13 des Ar­
beitsverfassungsg,esetzes weiterwi,rkenden Kollek­
tivvertrages, einer für sie geltenden SatZJung (§ 18 
des Arbeitsverfassungsgesetzes) oder ,der sonst für 
sie geltenden B,estimmungen in dem Zeitpunkt, 
in dem für sie die Bestimumngen ,dieses Bund'es-' 
,gesetzes w1rksam wer,den." ' 

2. § 15 A:bs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Wird ein Vertragsbediensteter des Entloh­
nungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe b in 
die Entlohnungsgruppe a überstellt, :so gebührt 

ihm ,die Entlohnungsstufe, die sich er,geben wÜ'l1de, 
wenn er die Zeit, die für die Erreichung seiner 
bisherigen Entlohnungsstufe notwendig ist, in 
dem vier Jahre übersteigenden Ausmaß aIs Ver­
tragsbediensteter der Entlohnungsgruppe a zu­
rückgelegt hätt'e. ,An die Stelle des Zeitraumes von 
vier Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, 
wenn der Vertragsbedienstetetllicht ,die VoHen­
,dung einer HochschuLbildung im Sinne der allge­
meinen AnsteIlungserfordernisse ,für Bundesbe­
amte der Vierwendungsgruppe A aufweist. Ein 
Vertragsbediensteter, der die Vollendung ,einer 
Hochschulbildung im Sinne ider allgemeinen An~ 
steIlungserfordernisse für Bundesbeamte der Ver­
wendungsgruppe A aufweist und der bereits nach 
Abs. 2 in die Entlohnungsgruppe überstellt 
wurde, ,ist, wenn es .für ihn günstiger ist, bei 
seiruer überste'llung von der Entlohnungs­
gruppe b in die Entlohnungsgruppe 'a abweichend 
vom ersten Satz soo zu behandeln, aIs ob er in den 
Ent10hnungsgruppen e,d oder c geblieben und 
erst im Zeitpunkt der nunmehrigen üqerst'ellung 
unmitteLbar in die Entlohnungsgruppe a über­
stellt worden wäre." 

3. Dem § 18 wird angefügt: 

,,( 4) Der Vertragsbedienstete 1St verpflichtet, 
für die Möglichkteit vorzusorgen, daß 'die ihm 
gebührenden Ge1dleistungen (Unbara.ufein Konto 
überwiesen werden können. Die überweisung 
hat ,so zu erfo:lgen, daß ,das Monatsentgelt, die 
Haushaltszulage und die Sonderzahlung späte­
stens an ,den in ,den Abs. 1 und 2 angeführten 
Auszahlungstagen zur Verfügung stehen. Die im 
ersten Satz angeführte Verpflichtung gilt nicht 
für V ertrags bedienstete, die für den vorüber­
gehenden Bedarf auf,genommen werden." 

4. § 26 Abs. 2 Z. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. die Zeit ,der Ableistung des Präsenzdienstes 
nach dClIll Wehrgesetz, BGBl Nr. 181/1955, 
und des ZiviJ,dienstes nach dem Z'iviLdienst­
gesetz, BGBl. Nr. 187/1974;" 
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1557 der Beilagen 

5. Der letzte Sa:tz ,des § 38 Albs. 1 erh~lt fol­
gende Fassung: 
"Für diese Festlegru,ng ist § 10 Albs. 1 ,des Bundes­
gesetzes ÜlberdaJS Ausmaß der l'ehrverpflichtung 
der Bundes>lehr.er, BGBl. Nr. 244/1965, anzu­
wenden." 

6. Dem § 42 Albs. 4 wird angefügt: 

,,§ 15 Abs. 3 letzter Satz ist sinngemäß mit der 
Maßgabe anzuwenden, ,daß die Entlohnungs­
gruppen I pa und I 1 der Entlohnungsgruppe a, 
die Entlohnungsgruppen I 2b der Entlohnungs­
gruppe b rund Idie Ent<1ohnungsgrruppe 1 3 der Ent­
Iohnungsgruppe e entsprechen." 

7. § 44 Abs. 2 erhältfolgende.Fassung: 

,,(2) Die Jahresentlohnung der Vertragsl'ehrer 
des Entlohnungsschema.s II L beträgt: 

in der Entgeltsrufe 
in der für U ntereiches-

I Entloh. gegenstände der 1 2 
nungs. Lehrverpflich. 
gruppe rungsgruppe für jede Jahreswochenstunde 

Schilling 

1 pa 6629 7156 

I 4615 4975 
11 4368 4708 

1 1 III 4149 4475 
IV 3609 3888 
V 3455 3735 

12a 2 3223 3470 
12a 1 2982 3176 
12b 3 3019 3223 
12b 2 2902 3102 
12b 1 2669 2823 
13 2362 2609 " 

8. Der letzte Satz des § 44 a Abs. 1 erhält fol­
gende Fassung: 

"Die Dienstzulage für jede Jahreswochenstunde 
beträgt 

in der Entgeltstufe 1 ............ :. 152'10 S, 
in der Bntgeltstuf.e 2 .............. 218'40 S, 

sie 'erhöht sich bei ,den in Jit. a genanmten Fremd­
sprachlehrern an Polytechnischen Lehrgängen und 
hei den 1m I.it. ,e genannten Arbeitslehrerinnen 
an PoLytechnischen Lehrgängen und an hauswirt­
schaftlichen B:erufsschulen um 79'305 jährlich." 

9. Die Albs. 2 bis 4 des § 44 a ·erhalten folg.ende 
Fassung: 

,,(2) Den Vertl1agslehrern ,der Bntlohnungs­
gruppe I ~tb 1, :die an Hauptschulen Fremdspra­
chen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochen­
stunde eine Dien~tzulage Vlon 146'40 S jähr>lich. 
Vertragslehrerrn der EntlOlhnungsgruppe J. 2rb 1, 
die an Polytechnischen Lehrgängen Fremdspra­
chen untenichten, gebührt für jede J ahreswochen­
'stunde eine DienstrZulage Vlon 267'80 S jährlich. 

(3) Vertragslehrerrn 
a) der Entlohnungsgruppe .1 2a 1, die, ohne 

die Voraussetzungen für die Einreihung in 
die Entlohnungsgruppe I 2a 2 zru erfüllen, 
,an Hauptschulen, SOIl!derschulen, Polytech­
ni,schen Lehrgängen oder an Berufsschulen 
unterrich,ten, gebührt für jede Jahres­
wochenstunde ,eine Dilenstzulage von 
146'305 jährlich; 

b) der Ent!ohnungsgruppe J 2b 1, die, ohne 
·die Voraussetzungen tür 'eine Einreihung 
in die Bntlohnungsgrruppe J 2b 2 zu er­
füUen, .an Hauptschulen oder Sonderschulen 
unterrichten, gebührt .fÜ1" jede Jahres­
wochenstuooe eine Die!lJStzulage von 
146'30 S jährLich; 

c) der Bndohnungsgf\uppe I 2h 1, die, ohne die 
Vor:mssetzungen für 'ein.e Einreihung in die 
Entlohnungrsgruppe 1 2b 3 zu erfüdlen, an 
Polytechnischen Lehrgängen oder an Be­
rufsschulen unterrichten, gebührt für jede 
Jahreswochenstunde ein'e Dienstzulage von 
261'80 S jährlich; . 

d) ,der Entloonungsgrruppe 11 2b 2, die, ohne die 
Voraussetzungen für eine Einreihung in die 
Entlohnrungsgruppe1 2b 3 Zu erfüllen, an 
Polytechnischen Lehrgäng,en oder an Be­
rufsschuJen unterrichten, gebührt für jede 
J ahreswochen~~unde 'eine Dienstzulage von 
120'20 S jährlich. 

(4) Vertragslehrerinnen (Kindergärtnerinnen) 
der Entloh1lJUngsgl"uppe 1 3, die, ohne die im 
Abs. 1 lit. c, d oder e angeführten Befähigungen 
auf.zuweisen, auf einem ,der in ,diesen Bestim­
mungen angeführten Dienstposten verwendet 
werden, sowie Religionslehrern der Entlohnungs­
gruppe I 3, die an HauptschuLen, Sonderschulen 
oder Polytechni,schen Lehrgängen verwendet 
werden, gebührt für jede Jahreswochenstunde 
eine bienstzu:lage von 95'60 S jährlich; sie erhöht 
sich bei den an Polytechnischen Lehrgängen ver­
wendeten Lehrern ,um 79'30 S." 

10. Nach § 44 a Abs. 4 wird folgender Abs. S 
eingefügt: 

,,(S) Vertragslehrern ·an zweisprachigen Schul­
klassen mit der Befähigung 2ur Unterrichtsertei­
lung in beiden Sprachen gebührt für die Dauer 
dieser Verwe,ndung für jede Jahreswochenstunde 
eine Dienstzulage von 162'80 S jährlich." 

11. Die bisherigen Abs. 5 und 6 des § 44 a 
erhalten die Bezeichnung ,,(6)" und ,,(7)". 

Artikel 11 

Das Vertragsbe'<.lienstetengesetz 1948 in der 
Fassung des .Arrt. I dieses Bundesgetsezes wird wie 
folgt geändert: 
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1. § 44 Abs, 2 rerhältfolgen!de Fassung: 

,,(2) Di'e Jahresentllohnung der Vertragslehrer 
des Entlohnungsschemas 11 L beträgt: 

in der Entgeltstufe 
in der für Unterrichts-

I Entloh- gegenstände der 1 2 
nungs- Lehrverpflich_ 
gruppe tungsgruppe für jede Jahreswochenstunde 

Schilling 

1 pa 6792 7332 

I ·4728 5100 
II 4476 4824 

11 III 4248 4584 
IV 3696 3984 
V 3540 3828 

12a 2 3288 3540 
12a 1 3048 3240 
12b 3 3084 3288 
12b 2 2964 3168 
12b 1 2724 2880 
13 2412 2664 " 

2_ Der letzte Satz des § 44 a Abs,' 1 erhält 
folgende Fassung: 

"Die DienstJz,ulage ,für jede Jahreswochenstunde 
beträgt 

in der Entge!mufe 1 ,,',',',"",' 155'80 S 
, d ' m erBn~geltstufe 2 , , , , , , , , , , , , " 223'80 S 

wochenstun'de eine Dienstzulage von 
149'90 S jährlrich; 

c) der Entlohnungsgiuppe 12b 1, die, ohne 
die Vora,ussetzungen ,für eine Einreihung 
in die Entlohnungsgruppe 1 2b 3 zu er­
füllen, an Bo1ytechnischen Lehrgängen oder 
an Ber.ufsschulen unterrichten, gebührt für 
jede Jiahreswochenstun!de eine Dienstzulage 
von 274'40 S jährlich; 

d) der Ent10hnungsgruppe ,1 2b 2, die, ohne 
die Voraussetzungen für eine Einreihung 
in :die Entlohnungsgruppe 1 2b 3 zu erfül­
len, an Polytechnischen Lehrgängen oder 
an Berufsschulen unterrichten, ,gebührt für 
j,ede J ahreswochenstJunae 'eine Dienstzulage 
von 123'20 S jährlich, 

(4) Vertragslehrerinnen (Kindergärtnerinnen) 
der Entlohnungsgrruppe J 3, die, ohne die im 
Abs, 1 lit_ c, d oder 'e 3Jngeführten Befähirgungen 
auf'zuweisen, auf einem der in 'diesen B,estimmun­
gen angef:ührten Dienstposten verwendet werden, 
sowie Religionslehr~rn ,der EntJlohnungsgruppe 1 3, 
die an Hauptschulen, Sonderschulen oder Poly­
technischen Lehrgängen verwendet werden, ge­
bührt fü.r jede Jahreswochenstunde eine Dienst­
zulage von 98 S jährlich; sie el'höht sich bei den 
an Polytechnischen Lehrgängen verwendeten Leh­
rern um 81'30 S, 

sie erhöht sich !bei aen in Et, a genannten F'remd~ 
spradlJehrernan PolytJechnischen Lehrgängen rund (5) Vertragslehrern an zweisprachigen Schul­
bei den in Lit, ,e genannten Arheitslehrerinnen klassen mit der Befähigung 2lur Unterrichtsertei­
an Polytechnischen Lehr,gängen und an hauswirt- lung in heiden Sprachen gebührt für die Dauer 
schaftlichen Berufsschulen um 81'30 S jähriIich," ,dieser Verwendung für jede J3lhreswoch:enstunde 

eine Dienstlzulag,e von 16670 S jährlich," 

3, Die Abs_ 2 hrs 5 des § 44 a erhalten folgende 
Fassung: 

,,(2) Den Vertrlagslehrern ,der Entlohnungs­
gruppe 1 2b 1, die an Hauptschu:len Fremdspra­
chen 'unterrichten, gebührt :für jede J3Jhreswochen­
stunde eine Dienstzulage 'V'on 149'90 S jährlich, 
Vertragslehrern der Endohnungsgruppe 1 2b 1, 
die an Polytechnischen Lehrgängen Fremdspra­
chen unterrichten, gebührt für jede Jahreswochen­
stunde ,eine DienstzuIlage 'V'On 274'40 S j~hrlich, 

(3) .v ertJragslehrern 
a) der Entlohnungsgruppe ,1 2a 1, die, ohne 

die V;oI1amssetzungen fü'r 'eine Einreihung 
in die Enüohnungsgruppe 1 2a 2 zu erfül­
len, 3Jll Hauptschulen, Sonderschulen, Poly­
technischen Lehrgängen oder an Berufs­
schulen unterrichten, gebührt für jede J ah­
reswoch'enstunde eme Dienstzulage von 
149-90 S j~hrlich; 

h)der Entlohnungsgruppe 1 2b 1, die, ohne 
die Vor3Jussetz.ungen für eme Ein'reihung 
in die EntllohnungSigruppe 1 2b 2 zu erfül­
len, an Hauptschulen ,oder Sonderschulen 
unterrichten, gebührt für jede Jahres-

Artikel III 

(1) Ergibt sich bei der sinngemäßen Anwendung 
des Art, I Z, 2 'Oder 6 eine günstigere bez.ugs­
rechtliche Ste.llullig 'als die, inder sich 'der Ver­
tragsbedienstete am Tag ,"ordem Inkrafttreten 
dieser Bestimmung befand, so 1st ihm diese Stel-
lung zuzuerkennen- . 

(2) Die günstigere bezugsrechtliche Stellung 
ist dem Vertl'iagsbediensteten mit 1. Juli 1974 
zU7Juerkennen, wenn der Vertragsbedienstete die 
Vel1besserurng der bezugsrechtlichen SteLlung 
(Abs, 1) bis 31. Dezember 1975 beantragt, Stellt 
der Vertragsbedienstete den Antra,g später, so 
ist ,ihm Idie günsügere hezugsrechtliche Stellung 
mit ·dem auf die Einbringungdes Antrag,es fo,l­
genden Monatsel1sten tJUJzuerkennen, 

Artikel IV 

Die ,im Art, I Z, 7 his 9 angeführten Bezugs­
ansätze gebühren für ,die Zeit vor dem 1. Juli 
1975 im Ausmaß von 97'32 v, H, 
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Artikel V 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Art. I Z. 1 mit 1. }uli 1974; 

2. Art. I Z. 2 und 6 und Art. III mit 1. Okto­
ber 1974; 

3. Art. I Z. 4, 5 und 7 bis 9 'und Art. IV mit 
1. Jänner 1975; 

4. Art. I Z. 10 und 11 mit 1. Juli 1975; 

5. Art. I Z. 3 mit 1. Jänner 1976; 

6. Art. II mit 1. September 1976. 

(2) Mit der V oIJziehung dieses Bundesges'etzes 
ist die Bundesregierung, .in Angelegenheiten je­
doch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
minister betreffen, dieser Bundesminister betraut. 

Erläuterungen 

Im Zusammenhang mit der am 1. Jänner 1975 
in Kraft georetenen dritten Etappe ,der Arbeits­
zeitverkürZiung sieht der Entwurf einer Novelle 
zum Bundesgesetz über das Ausmaß der Lehrver­
pflichtung der Bundeslehrer für die Zeit ab 1. Jän­
ner 1975 eine Verkürzung der l;ehrverpflichtung 
um eine ha1be Stunde lund für die Zeit ab 1. Sep­
tember 1976 eine Verkürzung um eine weitere 
halbe Stunde pm Woche vor. Bei dieser Verkür­
zung wird in alilen Lehrverpflichtungsgruppen 
rechnerisch von der mittleren Lehrverpflichtung 
von 21 Wochenstunden a'usgegangen. 

Entsprechend dem Ausmaß dieser V~rkürzung 
'der Lehrver'pflichtung, die zu einer "Werterhö­
hung" der einzelnen Unterrichtsstunde führt, 
müssen im Vertragsbediensteten~e5'etz 1948 das 
Ausmaß Ider Jahresentlohnung ·der Ver:tragslehrer 
de,s Entlohnungsschemas II L, das von der An­
zahl der vom Vertragslehrer geleisteten wöchent­
lichen Unterrichtsstunden 'abhängt, sowie die in 
gleicher Weis,e berechneten Dienstzulagen erhöht 
werden. 

mit Wirkung vom 1. Oktober 1974 neu gere­
gelt, wobei den im Erkenntnis angeführten Argu­
menten Rechnung getragen wurde. Damit sich 
diese Neuregelung auch auf jene Fälle auswirkt, 
.die bereits in die Verwendungsgruppe A über­
stellt wurden und die auf Grund ,der neuen 
Bestimmungen eine günstigere dienst~ und besol­
dungsr.echtliche SteLlung erreicht hätten als sie 
tatsäch.Iich erLangt haben, wurden durch die 
27. Gehaltsgesetz-Novelle im Art. III ühergangs­
bestimmungen geschaffen, die auch diesen: Bedien­
steten eine entspredJ.ende Besserstellung bringen. 

Dem entsprechen' im vorliegen,den Entwurf 
die im Art. I Z. 2 vorgesehene Änderung hin­
sichtlich der Vertra:gsbediensteten, die im Art. I 
Z. 6 vorg,esehene Änderung hinsichtlich der Ver­
tragslehrer und der Art. III hinsichtlich der über­
gangsbestimmungen. 

Zu Art. I Z. 3: 
Auf die Erläuterungen zum gleichlautenden 

Art. I Z. 1 des Entwurfes einer 28. Gehaltsgesetz­
Novelle wird verwiesen. 

Zu den ,einzelnen Bestimmungen des Entwurfes 
wird bemerkt: Zu Art. I Z. 4: 

Zu Art. I Z. 1: 

Die dreimalige Zitiel1ung des Kollektivvertrags­
gesetzes wird .durch die Zitierung ,des seit 1. Juli 
1974 geltenden Arbeitsverfassungsgesetzes ersetzt, 
das an di.e Stelle :des Kollektivvertragsgesetzes 
g,etreten ist. 

Zu Art. I Z. 2 und 6 und zu Art. II1: 

Der Verfassungsgerichtshof hat die Bestimmun­
gen des § 35 Abs. 3 des Gehalrsgesetzes 1956 
mit Erkenntnis V'Om 16. Oktober 1973, ZL G 16/ 
73-8, aufgehoben (siehe Kundmachung des Bun­
deskanzlers, BGBL Nr. 608/1973). D1e Aufhe­
bung ist auf Grund dieses Erkenntnisses mit 
30. September 1974 in Kraft getreten. 

Mit Art. I Z. 7 der 27. Gehaltsgesetz-NoveIle, 
BGBL Nr. 392/1974, W!urdediese Bestimmung 

Durch das ZiviIdienstgesetz, BGBL Nr. 187/ 
1974, wU'r-de für Wehrpflichtige im Sinne des 
Wehrgesetzes ab 1. Jänner 1975 die Mö.glichkeit 
der Ahleistung eines ZivFldienstes an Stelle des 
Präsenzdienstes vorgesehen, wenn sie es aus 
schwerwiegenden, glaubhaften Gewissengründen 
ablehnen, Waffengewalt gegen ander-e Menschen 
anzuwenden und daher bei der Leistung des 
Wehrdienstes in schwere Gewissensnot geraten 
würden. Dieser ZiviLdienst ist dem Präsenzdienst 
hinsichtlich s'einer Auswirkungen im Besoldungs­
recht des Bundes gleichzuha.lten. Aus diesem 
Grund wurde mit Art. I Z. 3 der 27. Gehalts­
gesetz-Novelle, BGBI. Nr. 392/1974, der Zivil­
dienst neben dem Prä~enzdienst bei ,der Berück­
sichtigung von Zeiten für die Ermittlung des 
Vorrückungsstichtages vorgesehen. Die vorlie­
gende Änderung trägt dem auf dem Vertrags­
bediensteten-Sektor Rechnung. 
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Zu Art. I Z. 5: 

Diese 'Regelung wird an die für Lehrer in 
einem öffentlich-reditlichen Dienstverhältnis gel­
tende analoge Bestimmung des § 10 Abs. 1 des 
Bundesgesetzes über das Ausmaß der Lehrver­
pflichtung de'r Bundeslehrer angepaßt. 

Zu Art. I Z. 7 bis 9 und zu Art. IV: 

Aluf die einleitenden Ausführungen wir.d ver­
wiesen. Ar.t. I Z. 7 bis 9 enthalten die vom 1. Jän­
ner 1975 bis zum 31. August 1976 geltenden An­
sätze. Die Ansätze, die ab 1. September 1976 
gelten, sind im Art. II geregelt. Soweit die An­
sätze des Art. I Z. 7 bis 9 in den Geltungs­
bereich des laufenden Besoldungsübereinkommens 
faUen, gebühren sie entsprechend der Regelung 
des Art. lIder 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBL 
Nr. 214/1972, nur in dem in Art. IV des Ent­
wurfes angeführten Ausmaß. 

Zu Art. I Z. 10 und 11: 

Durch ,die Bestimmung des neuen § 44 a Abs. 5 
soU die Zulage für die Unterrichtserteilung in 
zweisprachigen Schulklassen auch für Vertrags­
lehrer des Entlohnungsschemas II L vorgesehen 
w,erden. 

Zu Art. 11: 

Auf die einleitenden Ausführungen wird ver­
wiesen. Art. II enthält die ab 1. September 1976 
geltenden Ansätze in jenen Bestimmung'en, die 
durch Art. I Z. 7 bis 10 geändert bzw. neu ge­
schaffen wurden. 

Zu Art. V: 

Diese Artikel regelt das Inkrafttreten der ein­
zelnen Bestimmungen des Entwurfes und ent­
hält die Vollzugsklausel. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Die durch den vorliegenden Gesetzesentwurf 
entstehenden Mehrkosten hängen im wesentlichen 
mit den Verhandlungen über die Herabsetzung 
der Lehrverpflichtung zusammen 'Und sind in 
ihrer Gesamtheit durch die in den Regierungs­
vorlagen einer Novelle zum Bundesgesetz über 
das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes­
lehrer und der Novellen zu den Landeslehrer­
Dienstgesetzen enthaltenen Angaben über deren 
finanzielle Auswirkungen miterfaßt. 
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